
Urteil des Bundesgerichts 4A_583/2024 vom 21. März 2025 

Der Sachverhalt 

Die Eheleute B (Kläger, Beschwerdegegner) schlossen mit der A GmbH (Beklagte, 
Beschwerdeführerin) einen Vertrag über Architekturleistungen für die Errichtung von 
Mehrfamilienhäusern auf ihrem Grundstück in der Gemeinde U. Die Parteien unter-
stellten den Vertrag der SIA-Norm 102 (2003). Die A GmbH erstellte für das Projekt 
einen ersten Gestaltungsplan, der von der Gemeinde U nicht genehmigt wurde und 
was in der Folge zu Unstimmigkeiten zwischen den Parteien führte. Am 23. Juni 2016 
kündigte die A GmbH den Vertrag mit sofortiger Wirkung. Mit Schreiben vom 16. Au-
gust 2016 stellte sie den Eheleuten B verschiedene Forderungen in Rechnung und 
leitete in der Folge die Betreibung ein.  

Mit Klage vom 27. Juni 2017 beantragten die Eheleute B beim Bezirksgericht Luzern 
u.a., die A GmbH habe ihnen Fr. 642'097.15 inkl. Zins zu 5% seit dem 9. Dezember 
2016 zu bezahlen (Antrag Ziff. 1). Die A GmbH beantragte die Klageabweisung und 
verlangte widerklageweise die Bezahlung von Fr. 629'892.60 zzgl. Zins. 

Mit Urteil vom 24. Oktober 2023 verpflichtete das Bezirksgericht die A GmbH in teilwei-
ser Gutheissung der Klage, den Klägern B Fr. 164'035.05 zzgl. Zins zu bezahlen (Dis-
positiv-Ziff. 1) und wies die Widerklage ab. Eine Berufung der A GmbH wurde vom 
Kantonsgericht abgewiesen. Dagegen gelangte die A GmbH (Beschwerdeführerin) 
ans Bundesgericht. 

Erwägungen des Bundesgerichts 

[Art. 1.4.4 SIA-Ordnung 102 (2003) handelt von Abschlagszahlungen. Dabei han-
delt es sich nicht um definitive Zahlungen, sondern um Akontozahlungen] 

2.   

Die Beschwerdeführerin erbrachte im Hinblick auf die geplante Überbauung mit Mehr-
familienhäusern verschiedene Leistungen, die sie den Beschwerdegegnern in Teilbe-
trägen am 30. November 2011, 13. April 2013 und 24. Oktober 2014 in Rechnung 
stellte. […] Zwischen den Parteien ist strittig, wie diese drei Rechnungen zu qualifizie-
ren sind. […] 

2.2. Die Beschwerdeführerin wirft der Vorinstanz vor, sie verkenne die Bedeutung von 
Art. 1.4.4 SIA-Norm 102 (2003). Zur Begründung verweist sie auf Art. 1.13.2 SIA-Norm 
102 (1984). Diese frühere Ausgabe der SIA-Norm 102 habe ausdrücklich vorgesehen, 
dass die Parteien eine "schrittweise und definitive Abrechnung aufgrund erbrachter 
Leistungen vereinbaren" könnten. Da die geltende SIA-Norm 102 (2003) keine solche 
Regelung mehr kenne, sei nun - wie bereits in der Anschlussberufungsantwort ausge-
führt worden sei - diese schrittweise und definitive Abrechnung zum Normalfall 
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geworden. Die Beschwerdegegner hätten dies weder im erstinstanzlichen Verfahren 
noch in ihrer Anschlussberufung bestritten. Folglich hätte die Vorinstanz der Beschwer-
deführerin nicht die Beweislast für den Normalfall der schrittweisen und definitiven Ab-
rechnung auferlegen dürfen. Der angefochtene Entscheid verstosse daher gegen Art. 
55 Abs. 1 ZPO und Art. 8 ZGB.   

2.3. Zu prüfen ist somit, wie die Abrechnungen vom 30. November 2011, 13. April 2013 
und 24. Oktober 2014 bzw. die gestützt darauf erfolgten Zahlungen zu qualifizieren 
sind.   

Die Parteien eines Architekturvertrages können frei vereinbaren, wann der Bauherr 
den Architekten für seine Leistungen zu entschädigen hat (vgl. WALTER MAFFIO-
LETTI, in: SIA-Verträge für Architekten und Ingenieure, 2021, Art. 1.4 Rz. 4). Das Ho-
norar kann nach dem Parteiwillen bereits vor Erbringen der ganzen Leistung fällig wer-
den. In diesem Fall ist zwischen endgültigen Zahlungen und blossen Akontozahlungen 
zu unterscheiden.  

2.3.1. Endgültige Zahlungen regeln abschliessend, welche (Teil-) Vergütung die Bau-
herrschaft dem Architekten für seine Leistung zu entrichten hat.   

2.3.2. Demgegenüber werden Akontozahlungen an den späteren Gesamtvergütungs-
anspruch angerechnet. Da sie unter dem Vorbehalt einer definitiven Abrechnung erfol-
gen, haben sie bloss vorläufigen Charakter. Akontozahlungen werden in Vorauszah-
lungen (auch als Honorarvorschüsse bezeichnet) und Abschlagszahlungen unterteilt 
(PETER GAUCH, Der Werkvertrag, 6. Aufl. 2019, Rz. 1163).   

Der Bauherr muss eine Vorauszahlung (bzw. einen Honorarvorschuss) zeitlich vor Er-
bringen der Gegenleistungen durch den Architekten entrichten (ANTON EGLI/HU-
BERT STÖCKLI, Das Planerhonorar, in: Planerverträge, 2. Aufl. 2019, Rz. 8.187 f.). 
Der Bauherr leistet hier pränumerando Zahlung(en) an den Architekten.   

Der Bauherr hat Abschlagszahlungen nach Massgabe der bereits erbrachten Leistun-
gen an den Architekten zu entrichten. Dies kann zum Beispiel aufgrund der Planungs-
stadien und/oder des Baufortschritts erfolgen (PETER GAUCH, a.a.O., Rz. 1163). Der 
Architekt ist in einem solchen Fall vorleistungspflichtig, allerdings nicht für die gesamte, 
sondern bloss für einzelne Teile seiner Architekturleistung (MARIO MARTI, in: SIA-
Verträge für Architekten und Ingenieure, 2021, Art. 1.3 Rz. 26). Der Bauherr leistet in 
diesem Fall sequenzielle postnumerando Zahlung(en) an den Architekten.   

Sowohl die Vorauszahlungen (bzw. die Honorarvorschüsse) als auch die Abschlags-
zahlungen stehen unter dem Vorbehalt der Schlussabrechnung. Hat der Bauherr zu 
hohe Zahlungen getätigt, steht ihm ein Rückforderungsanspruch zu (EGLI/STÖCKLI, 
a.a.O., Rz. 8.188). Im gegenteiligen Fall muss er Nachzahlungen leisten.  

2.4. Die Parteien legten ihrer Vereinbarung die SIA-Norm 102 (2003) zugrunde, welche 
in Art. 1.4.4 Folgendes festhält:   
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"Der Architekt hat Anspruch auf Abschlagszahlungen von mindestens 90% der ver-
tragsgemäss erbrachten Leistungen. Mit Eintreffen der Schlussabrechnung beim Auf-
traggeber wird das restliche Honorar für die erbrachten Leistungen zur Zahlung fällig. 
[...] Der Architekt kann Sicherstellung seines Honorars oder angemessene Vorauszah-
lungen verlangen."  

Diese Bestimmung räumt dem Architekten somit ein Recht auf Abschlagszahlungen 
ein. Wie oben dargelegt wurde (E. 2.3.2), bilden Abschlagszahlungen eine Variante 
von Akontozahlungen. Damit stehen sie unter dem Vorbehalt der späteren Schlussab-
rechnung. Es trifft somit nicht zu, dass die schrittweise und definitive Abrechnung unter 
der SIA-Norm 102 (2003) zum Normalfall geworden wäre, wie die Beschwerdeführerin 
behauptet.  

2.5. Zwar können die Parteien von Art. 1.4.4 SIA-Norm 102 (2003) abweichen und an-
stelle von Akontozahlungen definitive Rechnungsstellungen und Zahlungen vereinba-
ren. Indessen deutet vorliegend nichts auf eine solche Individualabrede hin. Soweit die 
Beschwerdeführerin rügt, die Beschwerdegegner hätten im vorinstanzlichen Verfahren 
das Vorliegen von definitiven Abrechnungen überhaupt nicht bestritten und damit im 
Ergebnis anerkannt, kann ihr nicht gefolgt werden: Wie die Vorinstanz festgehalten 
hat, haben sich die Beschwerdegegner vor der Erstinstanz auf Akontorechnungen be-
rufen. Die Beschwerdeführerin geht auf diese Erwägung nicht ein und vermag sie da-
mit auch nicht zu widerlegen. Folglich war die rechtliche Qualifikation dieser Rechnun-
gen schon erstinstanzlich strittig. Die Beschwerdeführerin hätte bei dieser Ausgangs-
lage die von ihr behauptete Vereinbarung schrittweiser und definitiver Abrechnung 
nachweisen müssen. Die Beschwerdeführerin wirft der Vorinstanz somit zu Unrecht 
vor, sie habe ihr in Verletzung des Verhandlungsgrundsatzes (Art. 55 Abs. 1 ZPO) die 
Beweislast für eine unbestrittene Tatsache auferlegt. Die Beschwerde ist in diesem 
Punkt unbegründet.   

[SIA-Ordnung 102 stellt Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB) dar und ist 
damit nachrangig zu Individualabreden; Individualabreden zu Fälligkeitsauf-
schub sind vorrangig zu Art. 7.5.6 SIA-Ordnung 102 (2003)] 

3.1 Die Beschwerdeführerin reichte am 22. März 2012 ihren ersten Gestaltungsplan 
für das Bauprojekt beim Gemeinderat von U.________ ein. Mit E-Mail vom 11. April 
2012 unterbreitete die Beschwerdeführerin den Beschwerdegegnern einen Vorschlag, 
wie das Vorgehen ihrer Bauingenieure während der Zwischenzeit optimiert werden 
könnte. Der genaue Inhalt dieser Optimierung ist vorliegend nicht relevant, weshalb 
sich Ausführungen dazu erübrigen. Zugleich betonte die Beschwerdeführerin in ihrem 
Vorschlag aber:   

"Für Sie entstünde auch bei einschneidenden, aus dem Bewilligungsverfahren stam-
menden Änderungen am Projekt - was ich übrigens nicht für wahrscheinlich halte - 
kein Risiko an Planungskosten. Da ich nicht von bedeutenden Änderungen aus dem 
Bewilligungsverfahren ausgehe, würde ich dennoch notwendige Projektänderungen 
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auf eigene Kosten vornehmen, auch falls es sich um grössere Änderungen handeln 
würde, die praktisch einer Neuplanung gleichkommen, was ich jedoch wie gesagt 
überhaupt nicht annehme. [...] Änderungskosten jedoch, resp. Kosten für vergebens 
verrichtete Arbeiten des entfallenden Projekts würden Ihnen nicht entstehen. Falls sie 
jedoch selber Projektänderungen beschliessen würden, wären diese wie üblich zu be-
zahlen."  

Die Beschwerdegegner stimmten dem Optimierungsvorschlag zu, worauf die Be-
schwerdeführerin am 18. April 2012 den Beschwerdegegnern mitteilte:  

"Das Risiko von Planänderungskosten wegen Änderungen, die wie beschrieben aus 
dem Bewilligungsverfahren stammen, liegt bei mir. Vor Bewilligung des Gestaltungs-
plans stelle ich für die bis dahin ausgeführten Arbeiten nicht Rechnung."  

Am 24. Oktober 2014 sandte die Beschwerdeführerin den Beschwerdegegnern ihre 
dritte Rechnung (vgl. E. 2), der sie folgenden Hinweis beifügte:  

"Gleichzeitig erlaube ich mir, für die erbrachten Leistungen Rechnung zu stellen. Die 
Rechnung ist jedoch im Rahmen der vereinbarten Risikotragung erst zum Zeitpunkt 
des Genehmigungsentscheides Gestaltungsplan (durch das Gericht oder bei Rückwei-
sung an die Vorinstanz durch den Gemeinderat) zur Zahlung fällig. Zudem werde ich 
allfällig nötig werdende Planänderungen für Sie unentgeltlich vornehmen."  

3.2. Die Vorinstanz erwog, die Beschwerdeführerin habe mit diesem Schreiben die Be-
zahlung der dritten Rechnung aufgeschoben und ihre Fälligkeit von der Genehmigung 
des Gestaltungsplans abhängig gemacht. Am 23. Juni 2016 habe die Beschwerdefüh-
rerin den Architekturvertrag gekündigt. Als Folge davon sei es zu keinem Genehmi-
gungsentscheid gekommen. Da die Parteien zudem keine alternative Fälligkeit verein-
bart hätten, sei die Akontorechnung nicht fällig geworden.   

3.3. Die Beschwerdeführerin wendet dagegen ein, gemäss Art. 1.9.12 SIA-Norm 102 
(2003) dürften dem Architekten nicht sicher voraussehbare Entscheide von Dritten, wie 
die Erteilung von Bewilligungen, nicht zur Last gelegt werden. Folglich hätte ihr die 
Vorinstanz die verweigerte Genehmigung des Gestaltungsplanes nicht anlasten dür-
fen. Art. 7.5.6 SIA-Norm 102 (2003) lege zudem verbindlich fest, wie zu verfahren sei, 
wenn ein Projekt am Ende doch nicht ausgeführt werde. In einem solchen Fall sei der 
Aufwand für die erbrachten Leistungen aufgrund der letzten Kostenermittlung zu be-
rechnen. Dabei seien nicht aufwandbestimmende Beträge zu schätzen und in Abzug 
zu bringen. Richtigerweise hätte die Vorinstanz zum Schluss kommen müssen, dass 
die in Rechnung gestellten Leistungen erbracht worden und somit zu vergüten seien.   

3.4. Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB) sind Vertragsbestimmungen, die im 
Hinblick auf den künftigen Abschluss einer Vielzahl von Verträgen generell vorformu-
liert wurden (BGE 148 III 57 E. 2). Die SIA-Norm 102 (2003) wurde vom Schweizeri-
schen Ingenieur- und Architektenverein (SIA) verfasst. Aufgrund ihrer nicht hoheitli-
chen Urheberschaft entfaltet sie keine gesetzesgleiche, allgemeinverbindliche 

http://relevancy.bger.ch/php/aza/http/index.php?lang=de&type=show_document&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&insertion_date=&top_subcollection_aza=all&query_words=&rank=0&azaclir=aza&highlight_docid=atf%3A%2F%2F148-III-57%3Ade&number_of_ranks=0#page57
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Wirkung. Vielmehr handelt es sich dabei um ein privates Regelwerk. Die SIA-Norm 
102 (2003) wurde im Hinblick auf den künftigen Abschluss einer unbestimmten Vielzahl 
von Verträgen über Architekturleistungen vorformuliert. Damit sind deren Bestimmun-
gen als Allgemeine Geschäftsbedingungen zu qualifizieren.   

Allgemeine Geschäftsbedingungen haben von sich heraus keine Geltung zwischen 
den Vertragsparteien. Sie gelten nur dann und nur soweit, wie die Vertragsparteien sie 
ausdrücklich oder zumindest stillschweigend übernommen haben (BGE 148 III 57 
E. 2.1; Urteil 4C.261/2005 vom 9. Dezember 2005 E. 2.3). Dabei haben Individualab-
reden stets Vorrang vor abweichenden allgemeinen Vertragsbedingungen (BGE 148 III 
57 E. 2.1.1; 125 III 263 E. 4b/bb; Urteil 4A_503/2020 vom 19. Januar 2021 E. 5.3).  

3.5. Wie oben dargelegt (E. 3.1), offerierte die Beschwerdeführerin den Beschwerde-
gegnern, dass ihre Forderungen erst mit der Genehmigung des Gestaltungsplanes 
fällig werden sollen. Die Beschwerdegegner waren mit dem vorgeschlagenen Fällig-
keitsaufschub einverstanden. Diese Individualabrede hat Vorrang vor dem Art. 7.5.6 
SIA-Norm 102 (2003), welcher dem Architekten auch im Falle ausbleibender Bewilli-
gungen einen Entschädigungsanspruch einräumt. Dies muss vorliegend umso mehr 
gelten, als die Beschwerdeführerin noch am 24. Oktober 2014 betonte, die Zahlung 
ihrer dritten Rechnung werde erst mit der Genehmigung des Gestaltungsplanes fällig. 
Die Beschwerdeführerin handelt ihren eigenen Zusicherungen zuwider, wenn sie nun 
trotz fehlender Genehmigung des Gestaltungsplans und damit nicht eingetretener Fäl-
ligkeit eine Entschädigung für ihre Leistungen fordert. Die Beschwerde erweist sich 
somit auch in diesem Punkt als unbegründet.   

[Kündigung des Architektenvertrages aus wichtigem Grund; Art. 1.3.52 SIA-Ord-
nung 102 (2003)] 

4. Nach Auffassung der Vorinstanz war die Beschwerdeführerin nicht berechtigt, den 
Architekturvertrag mit den Beschwerdegegnern aus wichtigem Grund zu kündigen. 
Entsprechend verneinte sie einen aus dieser Kündigung resultierenden Entschädi-
gungsanspruch. Demgegenüber vertritt die Beschwerdeführerin die Auffassung, die 
Beschwerdegegner hätten mit ihrer Weigerung, den Bach E.________ zu sanieren, 
einen solchen wichtigen Kündigungsgrund gesetzt. Folglich sei sie dafür von den Be-
schwerdegegnern zu entschädigen.  

4.1. Die Vorinstanz erwog, von diesem Bach gehe keine konkrete Gefahr für Sach- 
und Personenschäden aus. Auch sei nicht ersichtlich, weshalb die Beschwerdeführerin 
als Bauleiterin für allfällige Schäden aus Überschwemmungen dieses Baches einzu-
stehen hätte. Vielmehr liege die entsprechende Verantwortung - je nach Eigentum am 
Bach - entweder beim Gemeinwesen oder der privaten Eigentümerschaft. Die Be-
schwerdeführerin könnte nur bei Überschwemmungen, die sie aufgrund einer fehler-
haften Bauleitung bei der Bachsanierung verursacht habe, zur Verantwortung gezogen 
werden.   

http://relevancy.bger.ch/php/aza/http/index.php?lang=de&type=show_document&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&insertion_date=&top_subcollection_aza=all&query_words=&rank=0&azaclir=aza&highlight_docid=atf%3A%2F%2F148-III-57%3Ade&number_of_ranks=0#page57
http://relevancy.bger.ch/php/aza/http/index.php?lang=de&type=show_document&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&insertion_date=&top_subcollection_aza=all&query_words=&rank=0&azaclir=aza&highlight_docid=atf%3A%2F%2F148-III-57%3Ade&number_of_ranks=0#page57
http://relevancy.bger.ch/php/aza/http/index.php?lang=de&type=show_document&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&insertion_date=&top_subcollection_aza=all&query_words=&rank=0&azaclir=aza&highlight_docid=atf%3A%2F%2F148-III-57%3Ade&number_of_ranks=0#page57
http://relevancy.bger.ch/php/aza/http/index.php?lang=de&type=show_document&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&insertion_date=&top_subcollection_aza=all&query_words=&rank=0&azaclir=aza&highlight_docid=atf%3A%2F%2F125-III-263%3Ade&number_of_ranks=0#page263
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4.2. Die Beschwerdeführerin wendet dagegen ein, als Bauleiterin sei sie stets dafür 
verantwortlich, dass alle nötigen Sicherheitsvorkehrungen getroffen würden. Wenn die 
Bauherrschaft trotz Abmahnung darauf beharre, die erforderlichen Sicherheitsregeln 
nicht einzuhalten, dürfe sie als Architektin gemäss Art. 1.3.52 SIA-Norm 102 (2003) ihr 
Mandat niederlegen, um so ihre Haftung gegenüber Dritten auszuschliessen. Vorlie-
gend hätten sich die Beschwerdegegner geweigert, Hand für die nötige Bachsanierung 
zu bieten. Entsprechend habe sie den Vertrag mit ihnen aus wichtigem Grund kündi-
gen dürfen und nun einen Entschädigungsanspruch.   

4.3. Die Gemeinde U.________ bewilligte den ersten Gestaltungsplan nicht. In der 
Folge focht die Bauherrschaft diese Nichtgenehmigung mit Verwaltungsgerichtsbe-
schwerde beim Kantonsgericht Luzern an. Mit Urteil vom 12. August 2015 schützte das 
Kantonsgericht den kommunalen Entscheid, wobei es gleichzeitig festhielt, die Sanie-
rung des Bach E.________s sei "nicht dringlich". Gestützt auf die Einschätzung dieser 
sachkompetenten Verwaltungsjustizinstanz kam die Vorinstanz zutreffend zum 
Schluss, dass vom Bach keine konkrete Gefahr für Sach- oder Personenschäden aus-
gehe. Die Beschwerdeführerin führt nicht näher aus, weshalb diese Sachverhaltsfest-
stellung offensichtlich unrichtig sein oder auf einer Rechtsverletzung im Sinne von 
Art. 95 BGG beruhen soll (Art. 97 Abs. 1 BGG). Das Bundesgericht ist deshalb an die 
tatsächlichen Feststellungen der Vorinstanz gebunden (Art. 105 Abs. 1 BGG). Da vom 
Bach E.________ in der massgebenden Zeitspanne keine konkrete Gefahr ausging, 
kann den Beschwerdegegnern nicht vorgeworfen werden, sie hätten sich mit dem Sa-
nierungsverzicht über Sicherheitsregeln hinweggesetzt. Sie haben somit keinen wich-
tigen Grund gesetzt, der die Beschwerdeführerin zur Kündigung berechtigt hätte. Die 
Beschwerde erweist sich auch in diesem Punkt als unbegründet.   

Bemerkungen 

Das Bundesgericht hatte in diesem Entscheid die Möglichkeit, sich zu zahlreichen 
Bestimmungen der SIA-Ordnung 102 (2003) zu äussern. Auffällig ist die fehlerhafte 
Terminologie der Gerichte: Es gibt keine SIA-Norm 102 (2003), sondern lediglich eine 
SIA-Ordnung 102 (2003). Auch wenn der Entscheid keine bahnbrechenden baurecht-
lichen Erkenntnisse enthält, sind die höchstrichterlichen Erwägungen zur Rechtsnatur 
der SIA-Normen im Allgemeinen und zur SIA-Ordnung 102 (2003) im Speziellen sowie 
zur Qualifikation von Abschlagszahlungen als Akontozahlungen für die Baupraxis inte-
ressant und im Baualltag weiterhin auch relevant.  

Diskutabel sind die Ausführungen des Bundesgerichts zum Verhältnis der SIA-Ord-
nung 102 (2003) zu individuell vereinbarten Fälligkeitsabreden:  

Art. 7.5.6 der SIA-Ordnung 102 (2003) bestimmt, dass sich bei einem Honorar nach 
aufwandbestimmenden Baukosten der Aufwand für die erbrachten Leistungen auf-
grund der letzten Kostenermittlung berechnet, wenn ein Projekt nicht ausgeführt wird. 
Darüber hinaus lautet Art. 1.9.12 SIA-Ordnung 102 (2003): «Wo die Erreichung der 
Ziele des Auftraggebers von Umständen abhängt, die nicht der Architekt zu vertreten 
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hat, kann ihm das Nicht-Erreichen eines Ziels des Auftraggebers infolge dieser Um-
stände nicht zur Last gelegt werden. Dies gilt insbesondere auch für die nicht sicher 
voraussehbaren Entscheide von Dritten, etwa betreffend der Erteilung von Bewilligun-
gen oder Krediten.» 

Weil es in Art. 1.9.12 SIA-Ordnung 102 (2003) um die Haftung des Architekten geht 
und Art. 7.5.6 die Modalitäten der Honorarermittlung regelt, ist zumindest fraglich, ob 
diese Bestimmungen durch individuell vereinbarte Fälligkeitsaufschübe tatsächlich 
derogiert würden. Vorliegend ist der Entscheid aber im Ergebnis auf jeden Fall richtig, 
weil die Architektin ausdrücklich zusicherte, dass die Bauherrschaft «kein Risiko an 
Planungskosten» zu tragen habe bzw. sie eben das entsprechende Risiko trage (vgl. 
E. 3.1 mit Hinweisen auf die Korrespondenz vom 11. April 2012 und 18. April 2012). 
Dennoch dürfte die Erwägung 3.5, wonach eine Individualabrede betr. Fälligkeitsauf-
schub Vorrang vor Art. 7.5.6 SIA-Ordnung 102 (2003) habe, zumindest in dieser Abso-
lutheit nicht verallgemeinerungsfähig sein und in der Literatur noch zur einen oder an-
deren Bemerkung Anlass geben. 

(Beitrag von Dr. Daniel Wuffli) 


